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 Verpfl ichtender Corporate Governance Bericht 
  Dr. Albert Birkner, LL.M.  

  Dr. Hasan Inetas  
Wien

   Am 1. 6. 2008 traten durch das Unternehmensrechts-Änderungsgesetz 2008 (URÄG 
2008) 1)  Neuerungen im Bereich Corporate Governance in Österreich in Kraft. Mit 
dem URÄG 2008 werden die Abschlussprüfungsrichtlinie 2)  und die Änderungsricht-
linie3)   in österreichisches Unternehmensrecht umgesetzt. Das URÄG 2008 bringt 
strengere Aufl agen für Abschlussprüfer, mehr Verantwortung für den Aufsichtsrat und 
führt zu mehr Transparenz für Aktionäre. Da bisher in Österreich allgemeine gesetz-
liche Regelungen hinsichtlich Corporate Governance Erklärungen fehlten, werden 
nunmehr börsenotierte Gesellschaften durch das URÄG 2008 künftig dazu ver-
pfl ichtet, jährlich einen Corporate Governance Bericht abzugeben.  

  1. Änderungsrichtlinie 

 Die Änderungsrichtlinie ist Teil des Aktionsplans der Europä-
ischen Kommission auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts. Ihr 
Ziel ist die Erleichterung grenzüberschreitender Investitionen 
und die Verbesserung der unionsweiten Vergleichbarkeit und 
des öffentlichen Vertrauens in Abschlüsse und Lageberichte 4) . 
Die Änderungsrichtlinie sieht erweiterte Offenlegungspfl ichten 
für Unternehmen vor. Neben Offenlegungspfl ichten hinsicht-
lich außerbilanzieller Geschäfte oder Geschäften mit naheste-
henden Personen sieht die Änderungsrichtlinie auch vor, dass 
börsenotierte Gesellschaften eine jährliche Corporate Gover-
nance Erklärung abgeben müssen. Darin sollten zumindest 
leicht zugängliche Schlüsselinformationen über die tatsächlich 
angewandten Unternehmensführungspraktiken enthalten sein, 
einschließlich einer Beschreibung der wichtigsten Merkmale 
der vorhandenen Risikomanagementsysteme und interner Kon-
trollverfahren in Bezug auf den Rechnungslegungsprozess. Die 
Erklärung soll ersichtlich machen, ob die Gesellschaft neben 
den Unternehmensführungsvorschriften des nationalen Rechts 
weitere derartige Vorschriften anwendet, unabhängig davon, ob 
diese Vorschriften in einem für die Gesellschaft unmittelbar 
geltenden Unternehmensführungskodex enthalten sind oder 
Teil eines Kodex sind, den die Gesellschaft anwendet 5) .  

  2. Corporate Governance Bericht 

  2.1. Allgemeines 

 Das UGB enthält in den §§ 222 ff neu neben den allgemeinen 
Vorschriften über den Jahresabschluss und den Lagebericht auch 

 1) Bundesgesetz, mit dem das Unternehmensgesetzbuch, das Aktiengesetz 
1965, das GmbH-Gesetz, das SE-Gesetz, das Genossenschaftsgesetz, das 
Genossenschaftsrevisionsgesetz, das Spaltungsgesetz, das Luftfahrtge-
setz, das Bankwesengesetz und das Versicherungsaufsichtsgesetz geän-
dert werden (Unternehmensrechts-Änderungsgesetz 2008 – URÄG 2008). 
Das URÄG 2008 wurde am 10. 4. 2008 im Nationalrat beschlossen.

 2) RL 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 5. 
2006 über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsoli-
dierten Abschlüssen, zur Änderung der RL 78/660/EWG und 83/349/EWG 
des Rates und zur Aufhebung der RL 48/253/EWG des Rates; ABl EG L 
157 vom 9. 6. 2006, 87.

 3) RL 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. 6. 2006 zur Änderung der RL des Rates 78/660/EWG über den Jah-
resabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, RL 83/349/
EWG über den konsolidierten Abschluss, RL 86/635/EWG über den 
Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und 
anderen Finanzinstituten und RL 91/674/EWG über den Jahresabschluss 
und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen; ABl 
EG L 224 vom 16. 8. 2006, 1.

 4) Vgl Erwägungsgrund 13 RL 2006/46/EG.
 5) Vgl Erwägungsgrund 10 RL 2006/46/EG.

solche über den Corporate Governance Bericht. Nach § 222 UGB 
neu haben die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft in 
den ersten fünf Monaten des Geschäftsjahrs für das vorange-
gangene Geschäftsjahr neben den um den Anhang erweiterten 
Jahresabschluss und den Lagebericht nun auch bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 243b UGB neu einen Corporate Gover-
nance Bericht aufzustellen und den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat den Corporate Governance Be-
richt zu prüfen und der Hauptversammlung darüber zu berich-
ten (§ 96 Abs 1 AktG neu). In dem an die Hauptversammlung 
gerichteten Bericht ist mitzuteilen, welche Stelle den Corporate 
Governance Bericht geprüft hat und ob diese Prüfung nach ihrem 
abschließenden Ergebnis zu wesentlichen Beanstandungen Anlass 
gegeben hat (§ 96 Abs 2 AktG neu). So wie der Jahresabschluss 
und der Lagebericht ist auch der Corporate Governance Bericht 
von sämtlichen gesetzlichen Vertretern, nicht aber vom Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats, zu unterzeichnen. Die Verpfl ichtung 
nach § 243b UGB neu besteht für Geschäftsjahre, die nach dem 
31. 12. 2008 beginnen. Der Corporate Governance Bericht ist 
beim Firmenbuchgericht einzureichen (§ 277 Abs 1 UGB neu). 
Die Vorschrift des § 243b UGB neu entspricht § 161 dAktG 
iVm § 289a dHGB in der Fassung des Referentenentwurfs für 
ein (deutsches) Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz.  

  2.2. Anwendungsbereich 

 Die Verpfl ichtung zur Berichterstattung nach § 243b UGB neu 
trifft nur Aktiengesellschaften, deren Aktien zum Handel auf 
einem geregelten Markt im Sinn des § 1 Abs 2 BörseG zugelassen 
sind oder die ausschließlich andere Wertpapiere als Aktien auf 
einem solchen Markt emittieren  –  wie etwa Schuldverschrei-
bungen, Partizipationsscheine oder Exchange Traded Funds  –  und 
deren Aktien mit Wissen der Gesellschaft über ein multilaterales 
Handelssystem gehandelt werden. Von der Berichterstattung nach 
§ 243b UGB neu sind Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
nicht umfasst. 

 Das URÄG 2008 bringt auch Änderungen des Societas Euro-
pea Gesetzes (SEG) mit sich. § 41 SEG über die Aufstellung, Vor-
legungs-, Prüfungs- und Berichtspfl ichten sowie die Feststellung 
des Jahresabschlusses erfährt im Vergleich zur Parallelvorschrift des 
§ 222 UGB keine Änderung. Dennoch haben auch Europäische 
Aktiengesellschaften iSd SEG einen Corporate Governance Be-
richt zu erstellen und diesen beim Firmenbuch einzureichen, da 
§ 42 SEG 6)  auf §§ 126 und 127 AktG verweist. Nach § 127 

 6) § 42 SEG weist dem Verwaltungsrat die dem Vorstand nach den §§ 126 
und 127 AktG obliegenden Verpfl ichtungen zu; vgl dazu auch Kalss/
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Abs 1 AktG neu trifft den Vorstand einer Gesellschaft iSd § 243b 
Abs 1 UGB neu künftig neben der Aufstellung des Lageberichts 
auch die Verpfl ichtung, einen Corporate Governance Bericht 
aufzustellen 7) .  

  2.3. Inhalt des Corporate Governance Berichts 

 § 243b UGB neu schreibt einen Mindestinhalt für den Corpo-
rate Governance Bericht vor. Danach hat dieser die Nennung 
eines in Österreich oder am jewei-
ligen Börseplatz allgemein aner-
kannten Corporate Governance 
Kodex, den die Gesellschaft be-
folgt, zu enthalten 8) . Dadurch 
soll der Umstand berücksichtigt werden, dass österreichische 
Unternehmen, die an einer ausländischen Börse gelistet sind, in 
der Regel den am jeweiligen Börseplatz allgemein anerkannten 
Corporate Governance Kodex befolgen 9)   . 

 Nach § 243b Abs 1 Z 3 UGB neu hat der Corporate Gover-
nance Bericht anzugeben, wo der Corporate Governance Kodex 
öffentlich zugänglich ist sowie für den Fall, dass die Aktienge-
sellschaft von dem Corporate Governance Kodex abweicht, in 
welchen Punkten und aus welchen Gründen diese Abweichung 
erfolgt. Von dieser Regelung sind ausschließlich die „Comply 
or Explain (C)“-Regeln im Sinne der österreichischen Termino-
logie betroffen. Für die anderen beiden Regelungskategorien, 
namentlich „Legal Requirement (L)“, also Regeln, die auf zwin-
gendem Recht beruhen, und „Recommendations (R)“, Regeln 
mit Empfehlungscharakter, kommt § 243b Abs 1 Z 3 UGB neu 
nicht zur Anwendung 10) . Die Rechtsqualität der Regeln ist nach 
jenem Kodex zu beurteilen, den das Unternehmen anwendet, 
also unter Umständen einem Kodex, der eine Unterscheidung 
in „Comply or Explain (C)“-, „Legal Requirement (L)“- sowie 
„Recommendations (R)“-Regeln nicht kennt. Für den Fall, 
dass die Aktiengesellschaft beschließt, die Bestimmungen des 
Corporate Governance Kodex generell nicht anzuwenden, 
hat der Corporate Governance Bericht eine Begründung zu 
enthalten (§ 243b Abs 1 Z 4 UGB neu). Welche Gründe in 
diesem Zusammenhang ausreichend und welche untauglich 
sind, sagt der Gesetzgeber nicht. Auch in Deutschland sah der 
deutsche Corporate Governance Kodex im Zusammenhang 
mit § 161 dAktG bisher lediglich eine Begründungsempfeh-
lung für eventuelle Abweichungen von Kodexempfehlungen 
vor. Durch die Umsetzung der Änderungsrichtlinie wird sich 
auch die Rechtslage in Deutschland dahingehend ändern, dass 
eine Begründungspfl icht für Gesellschaften eingeführt werden 

Greda in Kalss/Hügel (Hrsg), Europäische Aktiengesellschaft SE – Kom-
mentar (2004) § 42 SEG Rz 4.

 7) Vgl dazu auch Art 9 Abs 1 lit c VO (EG) 2157/2001 des Rates vom 
8. 10. 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE), wonach 
mitgliedstaatliches Recht immer dort zur Anwendung kommt, wo die 
SE-VO einen Bereich nicht regelt oder nur teilweise regelt. Es bedarf 
für die Anwendbarkeit des nationalen Rechts jedenfalls einer Unvoll-
ständigkeit der SE-VO; vgl dazu ausführlich Hommelhoff/Teichmann in 
Lutter/Hommelhoff (Hrsg), SE-Kommentar (2008) Art 9 SE-VO Rz 42 ff 
sowie Kalss/Greda in Kalss/Hügel, SE-Kommentar, SE-VO/Allgemeiner 
Teil Rz 15 ff; gem Art 9 Abs 1 lit c (ii) SE-VO unterliegt die SE den 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die auf eine nach dem Recht 
des Sitzstaats der SE gegründete Aktiengesellschaft Anwendung fi nden 
würden, sofern die SE-VO einen Bereich nicht regelt oder nur teilweise 
regelt.

 8) Art 46a Abs 1 lit a RL 2006/46/EG fordert als Mindestangabe einen 
Hinweis auf den angewandten Unternehmensführungskodex.

 9) Vgl Erläuternde Bemerkungen zu Z 8 (§ 243b);
http://www.parlament.gv.at/PG/DE/XXIII/I/I_00467/fname_102170.pdf 
(14. 5. 2008).

10) Vgl Erläuternde Bemerkungen zu Z 8 (§ 243b).

wird. Dies deutet darauf hin, dass für die Berichterstattung 
nach § 243b Abs 1 Z 4 UGB neu nicht jeder beliebige Grund 
ausreichend sein wird. 

 § 243b Abs 2 UGB neu schreibt vor, dass der Corporate 
Governance Bericht die Zusammensetzung 11)  und Arbeitsweise 
des Vorstands und Aufsichtsrats sowie ihrer Ausschüsse an-
zugeben hat. Dies soll zu mehr Transparenz zwischen Kapi-
talgebern, Kapitalverwendern und Kontrollorganen führen. 
Der Gesetzgeber stellt dabei klar, dass diese Vorschrift nicht 

so zu verstehen ist, dass gesamte 
Geschäftsordnungen im Corpo-
rate Governance Bericht oder das 
gesamte nationale Aktienrecht 
dargestellt werden müssen. Viel-

mehr sollen etwa Angaben über die Kompetenzverteilung des 
Vorstands, über die Anzahl der Sitzungen des Aufsichtsrats oder 
über die Anzahl und Art der verschiedenen Ausschüsse sowie 
über deren Mitglieder offengelegt werden. Als Leitlinie kann der 
österreichische Corporate Governance Kodex (ÖCGK) heran-
gezogen werden 12) . Die Berichterstattung ist nicht erforderlich, 
wenn diese Informationen schon aus den Berichtsteilen nach 
§ 243b Abs 1 UGB neu ersichtlich sind. Sollte die Gesellschaft 
gem § 243b Abs 1 Z 4 UGB neu beschließen, keinem Kodex 
iSd § 243b Abs 1 Z 1 UGB neu zu entsprechen, könnte der 
ÖCGK dennoch im Hinblick auf die Berichterstattung über 
die „Arbeitsweise“ beachtlich sein, wobei neben den „Legal 
Requirement (L)“-Regeln wohl nur elementare Grundsätze des 
ÖCGK als Leitlinie herangezogen werden können.  

  2.4. Gesonderte Erklärung 

 Die Änderungsrichtlinie räumt den Mitgliedstaaten das Wahl-
recht ein, zu regeln, dass die erforderlichen Angaben in einem 
gesonderten Bericht enthalten sein sollen, der zusammen mit 
dem Lagebericht offengelegt wird. Die Mitgliedstaaten können 
aber auch vorsehen, dass auf die erforderlichen Angaben im 
Lagebericht Bezug zu nehmen ist, falls dieses Dokument auf der 
Internetseite der Gesellschaft öffentlich zugänglich ist (Art 46a 
Abs 2 RL 2006/46/EG). In Österreich soll der Corporate 
Governance Bericht eine eigenständige, vom Lagebericht ge-
trennte Erklärung darstellen. Dadurch soll ausdrücklich klarge-
stellt werden, dass diese Angaben nicht einer Einklangsprüfung 
durch den Abschlussprüfer unterliegen 13) .  

  2.5. Sanktionen 

 Die Änderungen im AktG in Bezug auf die Offenlegungspfl icht 
des Corporate Governance Berichts sind lediglich redaktioneller 
Natur. Die Vorschrift des § 255 AktG, die die korrekte Infor-

11) § 285 Z 10 dtHGB schreibt die Zusammensetzung als Pfl ichtangabe im 
Anhang vor.

12) Vgl Erläuternde Bemerkungen zu Z 8 (§ 243b); Regel C 16 ÖCGK sieht 
etwa vor, dass in der Geschäftsordnung die Geschäftsverteilung und 
die Zusammenarbeit des Vorstands geregelt sein soll. „Zusammenarbeit 
des Vorstands“ kann so verstanden werden, dass in der Geschäftsord-
nung auch festgelegt wird, welche Bereiche in die Gesamtverantwor-
tung des Vorstands fallen oder wie die Zusammenarbeit innerhalb des 
mehrgliedrigen Vorstands formal aussehen soll. Vgl dazu Birkner/Löff-
ler, Corporate Governance in Österreich, (2004) 126 f.

13) Vgl Erläuternde Bemerkungen zu Z 8 (§ 243b); der Gesetzeswortlaut 
des § 243b UGB neu ist diesbezüglich etwas unpräzise, da er keine 
Aussage (mehr) über die Art des Publikationsmediums trifft. Der Mi-
nisterialentwurf zu § 243b UGB neu war diesbezüglich noch klarer, 
da er ausdrücklich noch von einer Erklärung in einem gesonderten 
Corporate Governance Bericht sprach.

Seit dem URÄG 2008 ist der Corporate 
Governance Bericht verpfl ichtend.
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mation der Gesellschafter, der Gläubiger, des (Kapital-)Markts 
und der Öffentlichkeit gewährleisten und einen Beitrag dazu 
leisten soll, die Informationsasymmetrie zwischen den Infor-
mationsschuldnern und Adressaten auszugleichen 14) , nennt den 
Corporate Governance Bericht nicht ausdrücklich. Der Gesetz-
geber stellt klar, dass es sich bei dem Corporate Governance 
Bericht um einen an die Öffentlichkeit gerichteten Bericht 
handle. Dementsprechend mache sich auch derjenige strafbar, 
der Informationen über die Verhältnisse der Gesellschaft, mit ihr 
verbundener Unternehmen oder erhebliche Umstände unrichtig 
wiedergibt, verschleiert oder verschweigt 15) .  

  2.6. Abschlussprüfung 

 Durch die Erweiterung der Berichterstattung um den Corporate 
Governance Bericht kommt es auch zu einer Änderung des 
Gegenstands und des Umfangs der durch den Abschlussprüfer 
durchzuführenden Prüfung. § 269 UGB neu, der bisher den 
Gegenstand und Umfang der Pfl ichtprüfung von Jahresab-
schlüssen (Einzelabschlüssen) und Konzernabschlüssen geregelt 
hat, wird durch das URÄG 2008 dahingehend erweitert, dass 
Gegenstand der Abschlussprüfung nunmehr auch sein soll, 

14) Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG § 255 Rz 3.
15) Vgl Erläuternde Bemerkungen zu Z 8 (§ 243b).

ob der Corporate Governance Bericht nach § 243b UGB neu 
aufgestellt wurde. Letzteres ist in den Prüfungsbericht aufzu-
nehmen. Der Abschlussprüfer ist nicht verpfl ichtet festzustellen, 
dass eine Gesellschaft außerhalb des Anwendungsbereichs des 
§ 243b UGB neu liegt und deshalb kein Corporate Governance 
Bericht aufzustellen war. Da es sich beim Corporate Gover-
nance Bericht um eine gesonderte, vom Lagebericht getrennte 
Erklärung handelt, unterliegen diese Angaben nicht der Ein-
klangsprüfung des Abschlussprüfers. Es erfolgt daher keine in-
haltliche Würdigung des Corporate Governance Berichts durch 
den Abschlussprüfer.   

  3. Zusammenfassung 

 Durch die Verpfl ichtung zur Erstellung eines Corporate Go-
vernance Berichts kommt es zu einer vor allem für Investoren 
sicherlich zu begrüßenden und wertvollen Erweiterung der 
Transparenz über die tatsächlich angewendeten Unterneh-
mensführungspraktiken. Dabei wird der Frage des Umfangs 
der Offenlegungspfl icht aufgrund des etwas unpräzisen Ge-
setzeswortlauts hinsichtlich der Arbeitsweise des Vorstands und 
des Aufsichtsrats sowie seiner Ausschüsse (§ 243b Abs 2 UGB 
neu) in der Praxis durch die Unternehmen besondere Bedeu-
tung zukommen.     

RdW 2008/533, 565■

 Innerösterreichische Anwendung von EG-GVO 
auch ohne ausdrückliche Rezeption? 

  Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert, 
LL.M. (Berkeley)  

 Linz 

      Bis zum Erlassen eigener innerösterreichischer Freistellungsverordnungen sind 
die Prinzipien der jeweiligen EG-GVO  –  auch ohne ausdrückliche „Rezeption“ 
iSd § 3 öKartG 2005  –  innerstaatlich anzuwenden.   

  1.  Entsprechend dem EG-Kartellrecht kann auch nach  § 3 
öKartG 2005  für rein nationale Kartelle durch Verordnung 
festgestellt werden, dass bestimmte  Gruppen  von Kartellen im 
Sinn der „Legalausnahme“, also schon kraft Gesetzes, vom 
Kartellverbot ausgenommen sind. Ausdrücklich kann dabei 
nunmehr auch einfach auf eine EG-Gruppenfreistellungsverord-
nung (iSv Art 81 Abs 3 EGV; GVO) in ihrer jeweiligen Fassung 
verwiesen werden (sogenannte dynamische Verweisung 1) ). In der 
EG bestehen etwa GVO für den Kfz-Handel, für Technologie-

 1) Auf deren mögliche Problematik nach österreichischem Verfassungs-
recht (Legalitätsprinzip) kann in diesem knappen Rahmen nicht ein-
gegangen werden.

transfer einschließlich Lizenzen und Franchising, für vertikale 
Vereinbarungen, etc. 

 In Österreich sind nach dem neuen KartG einstweilen noch 
keine Nachfolgeregelungen für die aufgrund des KartG 1988 
erlassenen, nicht ausdrücklich aufgehobenen Freistellungsver-
ordnungen 2)  erlassen worden. Inhaltlich lehnen sich beide an 
EG-Recht an, und § 1 der Vertikal-Freistellungsverordnung 
aus 2002 erklärt sogar bereits vertikale Vertriebsbindungen für 
nicht untersagbar, soweit sie „sinngemäß“ der EG-Vertikal-
GVO entsprechen. 

 2) Diese waren: BGBl 1989/185, sowie für vertikale Vertriebsbindungen (be-
günstigt nach den §§ 30a ff des alten KartG 1988) BGBl II 2002/486.
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